Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudksadie 554 


Antrag 

der Abgeordneten Schloß, Dr. Pfleiderer, Eberhard, Wirths 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Abgeltung von Besatzungsleistungen 
und Besatzungsschäden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

TEIL I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Besatzungsleistungen und Besatzungsschäden 

(1) Besatzungsleistungen im Sinne dieses 
Gesetzes sind solche sachlichen und persön- 
lichen Leistungen, die Innerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland durch oder 
für Organe, Dienststellen und Angehörige 
einer Besatzungsarmee oder einer Besatzungs- 
behörde oder diesen unterstellte oder zuge- 
hörende Einrichtungen in Anspruch genom- 
men wurden oder werden. 

(2) Besatzungssch’äden im Sinne dieses Ge- 
setzes sind solche Personenschäden, Sach- 
schäden und sonstige Vermögensschäden, die 
Infolge oder gelegentlich von Besatzungs- 
leistungen entstehen oder unabhängig von 
solchen Leistungen innerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland von den in 
Absatz 1 Genannten verursacht wurden oder 
werden. Als Besatzungsschaden gilt es auch, 
wenn die Nutzung einer Sache ohne Besitz- 
entziehung unmittelbar durch Anordnungen 
einer Besatzungsmacht unmöglich gemacht 
wurde oder wird. 

(3) Schäden, die unmittelbar aus Demon- 
tage und Restitutionen entstanden sind, fal- 
len nicht unter dieses Gesetz. 


§2 

Abgeltungsanspruch und Art der Abgeltung 

(1) Für Besatzungsleistungen und für Be- 
satzungsschäden wird eine Abgeltung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes gewährt. 

(2) Die Abgeltung besteht in einer Ver- 
gütung für erbrachte Leistungen und in einem 
Ersatz für Schäden. 

(3) Die Abgeltung wird in Geld gewährt, 
soweit nicht etwas anderes in Durchführungs- 
vorschriften bestimmt oder Im Einzelfall 
vereinbart wird. 

(4) Nach den bisherigen Bestimmungen ge- 
währte Abgeltungen sind auf solche nach 
diesem Gesetz anzurechnen. 

(5) Der Anspruch auf Rückgabe eines in 
Anspruch genommenen Gegenstandes wird 
durdi dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 3 

Anspruchsberechtigte 

Einen Anspruch auf Abgeltung kann gel- 
tend machen, 

1. wer durch Besatzungsleistungen oder Be- 
satzungsschäden einen Vermögensnachteil 
erlitten hat oder erleidet; 

2. wer persönliche Leistungen erbracht hat 
oder erbringt, die üblicherweise nur gegen 
Bezahlung erbracht werden; 

3. wer einen Personenschaden erlitten hat 
oder erleidet, Im Fälle seines Todes seine 
unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen; 
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4. wer außer den unter Nummer 1 bis 3 ge- 
nannten Personen Aufwendungen ge- 
macht hat oder macht oder Nutzungs- 
möglichkeiten eingebüßt hat oder ein- 
büßt, soweit sie nach diesem Gesetz ab- 
zugelten sind. 


§ 4 


Abgeltungsverpflichteter 


(1) Die Abgeltung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes wird durch die Bundesrepublik 
Deutschland gewährt. 

(2) Die Abgeltung führen die Länder im 
Auftrag des Bundes durch. 


TEIL II 

Leistungsvergütung 

§ 5 

Allgemeine Grundsätze für die Bemessung 

Für die Bemessung der Vergütung ist maß- 
gebend, was die Leistung wirtschaftlich für 
denjenigen bedeutet, der sie erbracht hat. Der 
Zweck der Inanspruchnahme und ihre Zu- 
lässigkeit sind für die Bemessung der Ver- 
gütung ohne Bedeutung. 

§6 

Umfang der Leistungsvergütung 

Die Leistungsvergütung umfaßt die Ver- 
gütung für 

1. die Überlassung von Sachen zum Ge- 
brauch einschließlich infolgedessen etwa 
entfallender Nutzungsmöglichkeiten (Ge- 
brauchsvergütung, § 7); 

2. Dienstleistungen (Dienstleistungsvergü- 
tung, § 8); 

3. die Überlassung des Eigentums an Sachen 
(Eigentumsvergütung, § 9); 

4. etwaige zusätzliche Leistungen, die zwar 
nicht in Anspruch genommen, aber durch 
eine Inanspruchnahme bedingt sind, wie 
z. B. Umzugs- und Einlagerungskosten 
(Nebenleistungsvergütung, § 10); 

5. etwaige selbständige Nutzungsentziehun- 
gen (selbständige Nutzungsvergütung, 
§ 11 ). 


§7 


Gebrauchsvergütung 

(1) Als Vergütung für die Überlassung 
einer beweglichen oder unbeweglichen Sache 
zum Gebrauch ist ein Betrag zu zahlen, der 
sich unter Berücksichtigung etwa bestehen- 
der preisrechtlicher Vorschriften und Tarife 
nach dem für vergleichbare Leistungen im 
Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt bemißt. 
Fehlt es an vergleichbaren Leistungen oder 
ist ein übliches Entgelt nicht zu ermitteln, so 
ist die Vergütung unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der 
Beteiligten zu bestimmen. Ist die überlas- 
sene Sache Teil einer wirtschaftlichen Einheit, 
so ist die Gebrauchsvergütung so zu bemes- 
sen, daß sie auch eine etwaige Beeinträchti- 
gung in der Nutzung der wirtschaftlichen 
Einheit ausgleicht. 

(2) Nachweisbar ersparte Kosten sind an- 
zurechnen, ebenso Einkünfte aus anderer 
Verwendung der durch die Inanspruchnahme 
freigewordenen Arbeitskraft, soweit eine 
solche Verwendung möglich und billigerweise 
zumutbar ist. 


(3) Werterhöhungen, die durch während 
der Gebrauchsüberlassung vorgenommene 
Änderungen oder Ergänzungen der Sache 
entstehen, sind dem Betroffenen in Rechnung 
zu stellen; die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Geschäftsführung ohne 
Auftrag finden entsprechende Anwendung. 
Die Anrechnung der Werterhöhung auf die 
für die einzelnen Zeitabschnitte geschuldete 
Vergütung erfolgt im Rahmen des wirtschaft- 
lich Tragbaren. 


§8 


Dienstleistungsvergütung 


Die Vergütung für persönliche Leistungen 
ist nach den Löhnen oder Gehältern zu be- 
messen, die für entsprechende Dienste im 
wirtschaftlichen Leben gezahlt werden. 


§ 9 

Eigentumsvergütung 

Die Vergütung für die Überlassung einer 
Sache zu Eigentum ist unter gerechter Ab- 
wägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten zu bestimmen. 
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§ 10 

Nebenleistungsvergütung 

Zusätzliche Nebcnleistungen sind in dem 
Umfange abzugelten, in dem sie nach Grund 
und Höhe notwendig und nicht bereits durch 
eine Vergütung nach den §§ 7 bis 9 abgegol- 
ten sind. 

§ 11 

Selbständige Nutzungsvergütung 

(1) Wenn geldwerte Nutzungen einer Sache 
oder die Ausübung von Nutzungsrechten an 
einer Sache durch Maßnahmen der Besat- 
zungsmacht unmittelbar unmöglidi gemacht 
oder gemindert werden, ist dies durch eine 
Nutzungsvergütung auszugleichen, soweit 
eine Gebrauchs- oder Dienstvergütung dies 
nicht mit deckt. 

(2) Nachweisbar ersparte Kosten sind an- 
zurechnen, ebenso Einkünfte aus anderer Ver- 
wendung der freigewordenen Arbeitskraft, 
soweit eine solche Verwendung möglich und 
billigerweise zumutbar ist. 

§ 12 

Beihilfen 

Wenn in einzelnen Fällen die Leistungs- 
vergütung nicht alle Naditelle ausgleicht, die 
dem Inanspruchgenommenen aus der Inan- 
spruchnahme entstehen, können neben der 
Vergütung einmalige oder laufende Beihilfen 
oder in geeigneten Fällen verbilligte Kredite 
gewährt werden. 

TEIL III 
Schadensersatz 
§ 13 

Personenschäden 

(1) Ersatz für Personenschäden ist in ent- 
sprechender Anwendung der Bestimmungen 
des bürgerlichen Rechts zu gewähren, 

(2) Der Anspruchsberechtigte kann statt 
dessen die Anwendung der Bestimmungen des 
Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung 
vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 866) und nach dem dort vorgeschriebenen 
Verfahren verlangen. 


§ 14 

Sachschäden 

(1) Ersatz für Sachschäden ist in ent- 
sprechender Anwendung der Bestimmungen 
des bürgerlidacn Rechts zu gewähren. 

(2) Zu ersetzen sind in angemessenem Um- 
fang auch Aufwendungen, die zum Zwecke 
der Minderung eines eingetretenen oder zur 
Abwendung eines drohenden Schadens ge- 
macht werden. 

§ 15 

Sonstige Vermögcnsscliäden 

Für Vermögensnachteile, die nicht schon 
anderweitig abgegolten sind, ist Schaden- 
ersatz zu leisten, wenn und soweit dies bei 
einer gerechten Abwägung der Interessen der 
Allgemeinheit und der Beteiligten geredit- 
fertigt und angemessen erscheint. 

TEIL IV 
Verfahren 
§ 16 

Abgeltungsbehörden 

(1) Über die Abgeltungsansprüche entschei- 
det in erster Rechtsstufe die untere Verwal- 
tungsbehörde als Abgcltungsbehörde, in 
zweiter Pvcchtsstufe die höhere Verwaltungs- 
behörde als Abgeltungsaufsiditsbehörde. Die 
Landesregierung kann die Zuständigkeit einer 
unteren Verwaltungsbehörde auf die Bezirke 
anderer unterer Verwaltungsbehörden aus- 
dehnen. Sie kann besondere Behörden als Ab- 
geltungsbehörden einsetzen. 

(2) Örtlich zuständig ist die Abgeltungs- 
behörde, in deren Bezirk die Besatzungs- 
leistung erbracht wurde oder ein unabhängig 
von einer solchen Leistung verursachter 
Schaden entstanden ist. 

(3) Für besondere Fälle kann die örtliche 
und sadillche Zuständigkeit in Durch- 
führungsvorschriften abweichend geregelt 
werden. 

(4) Ist die als Abgeltungsbehörde in 
Frage kommende untere Verwaltungs- 
behörde selbst anspruch^berechtigt, so hat 
die Abgeltungsaufsichtsbehörde eine andere 
untere Verwaltungsbehörde ihres Bezirkes 
als zuständige Abgeltungsbehörde zu be- 
stimmen. 
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§ 17 

Bevollmächtigte des Anspruchsberechtigten 

Der Anspruchsberechtigte kann sich in jeder 
Lage des Verfahrens vor den Abgeltungs- 
behörden eines mit schriftlicher Vollmacht 
versehenen Bevollmächtigten bedienen. 

§ 18 

Vertreter des Bundesinteresses 

Für jede Abgeltungsbehörde und Ab- 
geltungsaufsichtsbehörde wird ein Vertreter 
des Bundesinteresses durch den Bundes- 
minister der Finanzen oder die von ihm zu 
bezeichnenden Stellen bestimmt. 


§ 19 

Abgeltungsantrag 

(1) Der Antrag auf Abgeltung ist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Abgeltungs- 
behörde zu stellen. Er soll alle Angaben ent- 
halten, die für die Entscheidung über den 
Antrag erforderlich sind. Die Abgeltungs- 
behörde kann Vordrucke für die Antragstel- 
lung ausgeben und deren Ausfüllung ver- 
langen. 

(2) Der Antrag ist vor Ablauf einer Frist 
von drei Monaten zu stellen. Diese Frist be- 
ginnt 

a) bei Inanspruchnahme von Sachen zum 
Gebrauch oder zu Eigentum (§ 6 Nr. 1 
und 3) mit der Überlassung, frühestens 
jedoch mit deren Kenntnis; 

b) bei Dienstleistungen (§ 6 Nr. 2) mit der 
Leistung; 

c) bei zusätzlichen Nebenleistung en (§ 6 
Nr. 4) mit deren Leistung; 

d) bei selbständigen Nutzungsentziehungen 
(§ 6 Nr. 5) mit deren Kenntnis; 

e) bei Personenschäden (§ 13) sechs Monate 
nach dem schadenstiftenden Ereignis; 

f) bei Sachschäden (§ 14) und sonstigen Ver- 
mögensschäden (§ 15) mit dem Zeitpunkt, 
zu dem der Geschädigte von dem Scha- 
den Kenntnis erhalten hat und ihm die 
ungehinderte Möglichkeit einer Ermitt- 
lung des Schadens gegeben ist. 

Bei Dauerleistungen und Dauerschäden wird 
durch den ersten Antrag die Frist für später 
etwa notwendig werdende weitere Anträge 
gewahrt. Die Antragsfrist ist auch dann ge- 


wahrt, wenn sich der Antrag zunächst auf 
die Feststellung des Anspruchsgrundes und 
seiner Auswirkungen beschränkt. 

(3) Der Antrag ist bei der zuständigen 
Abgeltungsbehörde zu stellen. Hält die be- 
treffende Behörde sich nicht für zuständig, 
hat sie den Antrag an die nach ihrer Ansicht 
zuständige Abgeltungsbehörde weiterzu- 
leiten. Die Antragsfrist wird audi durch Ein- 
reichung bei einer unzuständigen Abgeltungs- 
behörde gewahrt. 


§ 20 

Prüfung des Abgeltungsantrags 

(1) Die Abgeltungsbehörde hat den Ein- 
gang des Antrags schriftlich zu bestätigen 
und das weitere Verfahren von Amts wegen 
und beschleunigt zu betreiben. 

(2) Die Abgeltungsbehörde hat die von 
ihr für erforderlich gehaltenen Beweise zu 
erheben. Sie kann zu diesem Zweck Zeugen 
und Sachverständige hören und die Be- 
teiligten vernehmen. Erforderlichenfalls ist 
der Antragsteller zu eidesstattlicher Versiche- 
rung zuzulassen. 

(3) Macht ein Anspruchsberechtigter glaub- 
haft, daß die Entstehung eines Schadens zu 
vermuten, er aber zu seiner Feststellung nicht 
in der Lage ist, so hat die Abgeltungsbehördc 
zur Sicherung des Beweises Ermittlungen an- 
zustellen und den Anspruchsbereditigten 
dabei nach Möglichkeit zuzuziehen. 

(4) Die Abgeltungsbehörde kann die 
Amts- und Rechtshilfe anderer Behörden 
oder der Gerichte in Anspruch nehmen, ins- 
besondere die Gerichte um eidliche Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständigen er- 
suchen. 


§ 21 


Beteiligung des Vertreters 
des Bundesinteresses 


(1) Die Abgeltungsbehörde hat den Ver- 
treter des Bundesinteresses an dem Verfah- 
ren zu beteiligen und zwar spätestens nach 
Abschluß der Ermittlungen. Der Vertreter 
des Bundesinteresses hat sich innerhalb eines 
Monats zu äußern; äußert er sich in dieser 
Zeit nicht, ist zu entscheiden, ohne seine 
Stellungnahme abzuwarten. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
kann anordnen, daß in bestimmten Fällen 
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wie insbesondere bei Ansprüchen bis zu 
einem bestimmten Geldbetrag von einer Be- 
teiligung des Vertreters des Bundesinteresses 
abgesehen werden kann. 


Eine etwaige Urkundensteuer wird nicht er 
hoben. 

§ 24 


§ 22 


Aussetzung des Verfahrens 


Hängt die Höhe der Abgeltung von den 
Instandsetzungs- oder Wiederbesdiaffungs- 
kosten ab, so ist auf Antrag des Anspruchs- 
berechtigten die Entscheidung auszusetzen, 
bis die Instandsetzung oder Wiederbeschaf- 
fung erfolgt ist. 


§ 23 

Abgeltungsbescheid 

(1) Sobald der Abgeltungsantrag spruch- 
reif ist, hat die Abgeltungsbehörde durch 
einen schriftlichen Bescheid über den Antrag 
zu entscheiden. 

(2) Die Abgeltungsbehörde entscheidet im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen nach 
ihrer freien, aus dem Ergebnis ihrer Ermitt- 
lungen geschöpften Überzeugung, ohne an 
Weisungen im Einzelfall gebunden zu sein. 

(3) Die Vergütung für Gebrauchsüberlas- 
sungen, laufende Nebenleistungen, laufende 
Einnahmeausfälle und Nutzungsentziehun- 
gen hat sie in der Regel nach Monaten zu 
bemessen. 

(4) Die Berechnung der zuerkannten Ab- 
geltung muß aus dem Bescheid ersichtlich 
sein. Außerdem ist dem Anspruchberech- 
tigten Einsicht in die der Berechnung zu- 
grunde liegenden Unterlagen zu geben. 
Weicht die Abgeltungsbehörde von dem An- 
trag des Anspruchsberechtigten oder von der 
Stellungnahme des Vertreters des Bundes- 
interesses ab, ist dies unter Anführung der 
einschlägigen Vorschriften zu begründen. 

(5) Jeder Abgeltungsbescheid ist mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und dem 
Antragsteller und dem Vertreter des Bundes- 
interesses zuzustellen. 

(6) Die Abgeltungsbehörde kann mit dem 
Antragsteller unter Beteiligung des Vertre- 
ters des Bundesinteresses, soweit letzterer zu 
beteiligen ist, eine Vereinbarung über die 
Höhe der Abgeltung oder eines Teils der- 
selben treffen (Abgeltungsvergleich). Eine 
solche Vereinbarung steht einem unanfecht- 
bar gewordenen Abgeltungsbescheid gleich. 


Teilbescheide und Mindestbetragsbescheide 

(1) Die Abgeltungsbehörde kann über den 
Grund des Anspruchs vorab entscheiden. Sie 
kann Teilbescheide erlassen. 

(2) Kann die Abgeltungsbehörde nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
des Abgeltungsantrags über die Höhe des An- 
spruchs endgültig entscheiden, so hat sie 
durch einen Teilbesdieid festzustellen, wel- 
cher Abgeltungsbetrag als Abschlagszahlung 
mindestens zu gewähren ist, unbeschadet der 
weiteren Prüfung und Entscheidung, ob ein 
beantragter höherer Betrag in Frage kommt 
(Mindestbetragsbescheid). 

§25 

Beschwerde gegen den Abgeltungsbescheid 

(1) Gegen den Abgeltungsbescheid kann 
sowohl der Antragsteller wie der Vertreter 
des Bundesinteresses innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung Beschwerde bei der Ab- 
geltungsaufsichtsbehörde erheben. Die Frist 
wird auch durch Einreichung der Besdiwerde 
bei der Abgeltungsbehörde gewahrt. 

(2) Für das Verfahren der Abgeltungsauf- 
sichtsbehörde gelten die Vorschriften für das 
Verfahren der Abgeltungsbehörde entspre- 
chend. 


§ 26 

Klage gegen die Beschwerde-Entscheidung 

(1) Gegen die Beschwerde-Entscheidung der 
Abgeltungsaufsichtsbehörde kann sowohl der 
Antragsteller wie der Vertreter des Bundes- 
interesses innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung Klage auf Festsetzung der Höhe 
der Abgeltung bei dem Landgericht erheben, 
in dessen Bezirk die Abgeltungsbehörde ihren 
Sitz hat. 

(2) Die Klage findet auch statt, wenn eine 
Beschwerde-Entscheidung nicht innerhalb 
von vier Monaten nach Einlegung der Be- 
schwerde ergangen ist. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland wird 
in dem Rechtsstreit durch den Vertreter des 
Bundesinteresses bei der Abgeltungsbehörde 
vertreten. 
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§27 


Kosten des Verfahrens 


(1) Das Verfahren vor den Abgeltungsbe- 
hörden und Abgeltungsaufsichtsbehörden ist 
kostenfrei. Die für eine zweckentsprechende 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
notwendigen Aufwendungen, die den Betei- 
ligten im Verfahren oder zu dessen Vorbe- 
reitung entstehen, sind Ihnen auf Antrag zu 
erstatten; Gebühren eines Rechtsanwaltes 
oder Verwaltungsrechtsrates sind stets erstat- 
tungsfähig. Über die Erstattung ist gemäß 
§ 23 von der Abgeltungsbehörde zu ent- 
scheiden. 

(2) Die Abgeltungsbehörde oder Abgel- 
tungsaufsichtsbehörde kann eine vom An- 
tragsteller beantragte Beweiserhebung, durch 
die voraussichtlich Auslagen entstehen, von 
der Leistung eines Vorscliusses abhängig ma- 
chen, wenn die Sachdienlichkeit des Antrages 
ernstlich zweifelhaft ist. 

(3) Die Abgeltungsbehörde oder Abgel- 
tungsaufsichtsbehÖrdc kann dem Antragstel- 
ler solche baren Auslagen ganz oder teilweise 
auferlegen, die durch gröbliches Verschulden 
des Antragstellers verursacht sind. 


Nutzungsentziehungen und Einnahmeaus- 
fälle sind jeweils am Schlüsse der Zeitspanne 
fällig, nach der sie bemessen sind. 

(2) Die Vergütungen für Eigentums- 
überlassungen, einmalige Nebenleistungen, 
TMutzungsentziehungen und Einnahmeaus- 
fälle sowie für Entschädigungen werden einen 
Monat nädi Stellung des Abgcltungsantrags 
fällig. 

(3) Die Fälligkeit tritt frühestens mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein. 

§30 

Verzinsung 

Alle Abgeltungsbeträge sind auf Antrag 
vom Fälligkeitstage an, jedoch nicht vor Ab- 
lauf eines Monats nach der Stellung des Ab- 
geltungsantrags mit 4 V. Fi. zu verzinsen. 

§31 

Auszahlung 

(1) Rechtskräftig festgcstellte oder verein- 
barte Abgeltungsbeträge sind unverzüglich 
auszuzahlen. 


§ 28 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) Antragsteller, die ohne Verschulden 
Fristen versäumt haben, deren Versäumnis 
rechtliche Nachteile zur Folge hat, können 
die Handlung innerhalb einer Frist von einem 
Monat, nachdem ihnen die Handlung möglich 
geworden ist, nachholen. Bei der Nachholung 
sind anzugeben 

a) die die Verhinderung rechtfertigenden 
Umstände, 

b) die Mittel für deren Glaubhaftmachung. 

(2) Die mit der Sache befaßten Behörden 
und Gerichte können auch in anderen Fällen 
einer Fristversäumnis Wiedereinsetzung ge- 
währen, wenn sie dies für angemessen halten. 


(2) Wird ein Abgeltungsbescheid oder Teil- 
bescheid wegen der Höhe des darin festge- 
setzten Abgeltungsbctrags angefochten, so ist 
derjenige Teil des Abgeltungsbetrags, der 
nach der Anfechtung nicht bestritten wird, 
sofort auszuzahlen. 

(3) Für darüber hinausgehende Forderun- 
gen können von den Abgeltungsbehörden auf 
Antrag Vorschüsse bewilligt werden. 

(4) Gegen Entscheidungen der Abgeltungs- 
bchörde nach Absatz 3 ist Beschwerde an die 
Abgeltungsaufsichtsbehörde möglich; eine 
Klage findet nicht statt. 

TEIL VI 

Schluß Vorschriften 


TEIL V 

Verzinsung und Auszahlung der Abgeltungs- 
beträge 

§29 

Fälligkeit 

(1) Die Vergütungen für Gebrauchsüberlas- 
sungen, laufende Nebenleistungen, laufende 


§32 

Rechte Dritter 

(1) Rechte Dritter an einer Sache, für deren 
Eigentumsüberlassung eine Vergütung oder 
für deren Beschädigung, Zerstörung oder son- 
stigen Verlust eine Entschädigung gewährt 
wird, erstrecken sich auch auf den Vergütungs- 
oder Entschädigungsanspruch und -betrag. 
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(2) Im Falle der Abgeltung von Nutzungs- 
entziehungen gilt entsprechendes, soweit ein 
Dritter ein Recht an den entzogenen Nutzun- 
gen hatte, 

(3) Drittberechtigte im Sinne der vor- 
stehenden Absätze sind am Abgeltungsver- 
fahren zu beteiligen, soweit ihre Rechte der 
Abgeltungsbehörde bekannt sind. Sie können 
selbständig Anträge stellen. 

(4) Etwaige Rechte Dritter sind bei allen 
Auszahlungen (§ 31) zu berücksichtigen. Das 
Nähere ist in Durchführungsvorschriften zu 
regeln. 

§33 

Vererblichkeit, Abtretung und Pfändbarkeit 

(1) Der Anspruch auf Abgeltung ist ver- 
erblich. Er kann nur mit Zustimmung der 
Abgeltungsbehörde abgetreten, verpfändet 
oder gepfändet werden. 

(2) Der Anspruch auf Abgeltung sowie ein 
zur Erfüllung dieses Anspruchs bezahlter Be- 
trag ist der Pfändung insoweit nicht unter- 
worfen, als der in Anspruch genommene Ge- 
genstand oder die von einem Schaden betrof- 
fene Sache auf Grund allgemeiner Vorschrif- 
ten der Pfändung entzogen ist oder war. 

(3) Auf die Pfändbarkeit eines Abgcltungs- 
anspruchs oder -betrags wegen Dienstleistun- 
gen finden die Vorschriften über die Pfänd- 
barkeit von Lohnforderungen entsprechende 
Anwendung. 

§ 34 

Versagung der Abgeltung 

Die Abgeltung kann ganz oder teilweise 
versagt werden, wenn der Anspruchsberech- 
tigte zur Erreichung der Abgeltung wissent- 
lidi falsche Angaben über eine für die Abgel- 
tung erhebliche Tatsache gemacht oder Zeu- 
gen, Sachverständige oder mit der Bearbei- 
tung seines Antrags amtlich befaßte Personen 
unzulässigerweise beeinflußt oder zu beein- 
flussen versucht hat. 

§ 35 

Wiedererlangung abgegoltener Sachen 

(1) Ein Anspruchsberechtigter, der eine zu 
Eigentum übertragene oder in Verlust ge- 
ratene Sache, für die er eine Abgeltung er- 
halten hat, unentgeltlich oder zu einem er- 
heblich unter ihrem Wert liegenden Preis 


wiedererlangt, hat dies der Abgeltungsbe- 
hörde anzuzeigen und denjenigen Betrag zu- 
rückzuzahlen, der dem Wert der Sache im 
Zeitpunkt der Wiedererlangung abzüglich der 
für die Wiedererlangung oder Wiederherstel- 
lung etwa gemachten Aufwendungen ent- 
spricht, höchstens aber den erhaltenen Ab- 
geltungsbctrag. Er kann statt dessen die wie- 
dererlangte Sache der Abgeltungsbehörde zur 
Verfügung stellen. 

(2) Die Abgeltungsbehörde stellt ihren An- 
spruch nacli Absatz 1 Satz 1 durch einen Be- 
scheid fest. 

§ 36 

Höhere Abgeltung nach anderen Vor- 
schriften 

Weitergehende Ansprüche auf Abgeltung 
nach anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 37 

Härtefälle 

Wenn sich bei der Anwendung dieses Ge- 
setzes besondere Härten ergeben, die eine 
dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes entspre- 
chende Abgeltung verhindern, kann der Bun- 
desminister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen eine ab- 
weichende Regelung treffen. In gleicher Weise 
kann er Bestimmungen erlassen, daß Per- 
sonen, die durch Anordnungen einer Be- 
satzungsmadit in unversdiuldete Notlage ge- 
raten sind, mit Krediten geholfen wird. 

§ 38 

Durchführungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Rechtsvorschriften erläßt der 
Bundesminlstcr des Innern im Einvernehmen 
mit den anderen beteiligten Bundesministern 
und mit Zustimmung des Bundesrates unbe- 
sdiadet der Bestimmung des § 39. 

§ 39 

Steuerliche Behandlung 

Zur Vermeidung einer steuerlichen Benach- 
teiligung der Besatzungsbetroffenen wird die 
Bundesregierung ermäditigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften über die Behandlung der auf 
Grund dieses Gesetzes gezahlten Abgeltungs- 
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betrage bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer, Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer 
zu erlassen. 

§ 40 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Es findet auf alle Inanspruchnahmen 
und Schadensfälle Anwendung, für welche die 
Abgeltung noch nicht endgültig festgesetzt 
ist, unbeschadet der Bestimmungen der §§ 42 
und 43. 

(3) Bei Dauerleistungen (wie z.B. Gebrauchs- 
überlassungen und Dienstleistungen), die 
über den Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes hinausgehen, kann der Inanspruch- 
genommene eine Neufestsetzung der Abgel- 
tung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
vom Ersten des auf die Verkündung fol- 
genden Monats auch dann verlangen, wenn 
die Abgeltung nach bisher geltenden Bestim- 
mungen bereits festgesetzt ist. 


TEIL VII 

Übergangsbestimmungen 
§ 41 

Überleitung 

anhängiger gerichtlicher Verfahren 

Streitfälle, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bei einem Verwaltungsgericht erster 
Rechtsstufe anhängig sind, gelten als bei dem 
nach § 26 dieses Gesetzes in erster Rechts- 
stufe zuständigen ordentlichen Gericht an- 
hängig und sind demgemäß durch Beschluß 
an dieses Gericht zu verweisen. 

Bonn, den 26. Mai 1954 


§ 42 

Behandlung von Schäden 
aus der Vergangenheit 

(1) Soweit aus Anlaß eines vor der Wäh- 
rungsreform eingetretenen Schadens eine Er- 
satzleistung innerhalb des letzten Jahres vor 
dem Tage der Währungsreform in RM oder 
vom Tage der Währungsreform ab in einem 
Umstellungsverhältnis von 10 RM = 1 DM 
ausgezahlt worden ist, ist auf Antrag eine 
Nachzahlung in Höhe von des fest- 
gesetzten RM-Betrages in DM zu gewahren, 
soweit der Geschädigte die Behebung des 
Schadens nicht durch Aufwendung in RM 
bewerkstelligt hat. 

(2) Der Anspruchsberechtigte kann in Fäl- 
len unbilliger Härte die Neufestsetzung einer 
nach den bisherigen Vorschriften unabänder- 
bar gewordenen Abgeltung beantragen, so- 
weit die Abgeltung nach dem Tage der Wäh- 
rungsreform festgestellt worden ist. Ein Fall 
unbilliger Härte liegt insbesondere vor, so- 
weit der bisherige Abgeltungsbetrag hinter 
50 V. H. des nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes sich ergebenden Abgeltungsbetrages 
zurückbleibt, oder soweit nach den bishe- 
rigen Vorschriften ein Abgeltungsanspruch 
nicht gegeben war oder ein Abgeltungsantrag 
nicht gestellt werden konnte. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Bestimmun- 
gen über die Regelung der Fälle des Ab- 
satzes 2 zu treffen. 

§ 43 

Frist für Anträge nach § 42 

Ein Antrag auf Grund des § 42 ist inner- 
halb von sedis Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu stellen. 


Schloß 

Dr. Pflelderer 

Eberhard 

Wirths 

Dr. Budier 

Dr.-Ing. Drechsel 

Fassbender 

Frau Friese-Korn 

Frühwald 

Gaul 

Dr, Hammer 


Dr. Henn 
Hepp 

Dr. Hoffmann 
Hübner 
Frau Dr. Ilk 
Dr. Jentzsch 
Kühn (Bonn) 

Lahr 

Lenz (Trossingen) 

Dr, Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 
von Manteuffel (Neuß) 


Margulies 

Mauk 

Dr. Miessner 

Onnen 

Scheel 

Schwann 

Stahl 

Dr. Stammberger 
Dr. Wellhausen 
Weyer 
Dr. Will 
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